Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 786 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 55. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 21. Januar 1959 


Wieviel Deutsche treffen derzeit als Aussied- 
ler und Heimkehrer aus Gebieten außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland monatlich im 
Lager Friedland ein? 

Sind darunter auch Deutsche aus der Sowjet- 
union, die auf Grund der deutsch-sowjetischen 
Vereinbarung vom 8. April 1958 ein Recht auf 
Rückführung haben, und wenn dies zutrifft, 
um welche Gruppen handelt es sich vornehm- 
lich? 

Wieviel Deutsche aus der Sowjetunion sind 
seit Anfang April 1958 in die Bundesrepublik 
Deutschland und nach Berlin (West) entlassen 
worden, und zeichnet sich hierbei eine Ent- 
wicklung ab? 

2. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind zur wirtschaftlichen 
Krüger und sozialen Eingliederung der ostdeutschen 

Bauern im einzelnen vorgesehen, nachdem der 
Herr Bundeskanzler in einer Rede am 26. Ok- 
tober 1958 vor den ostdeutschen Bauern in 
Bad Godesberg Maßnahmen angekündigt hat, 
die im Rahmen des Grünen Planes für 1959 

a) bei den angesiedelten ostdeutschen Bauern 
nunmehr den weiteren Schritt von der An- 
setzung zur fundierten wirtschaftlichen 
und sozialen Sicherung ermöglichen und 

b) für die noch einzugliedernden vertriebenen 
und geflüchteten Bauern zu einem fünf- 
jährigen Stellen- und Finanzierungsplan 
führen 

sollen? 

Welche Ergebnisse haben die Vorarbeiten für 
ein langfristiges Eingliederungsprogramm im 
Sinne des Kabinettsbeschlusses vom 27. Fe- 
bruar 1956 gebracht? 


1. Abgeordneter 

Krüger 


3. Abgeordneter Wie hoch sind die Ablösungen, die von den 
Krüger AbgabepHichtigen nach dem LAG bis jetzt 

vollzogen worden sind? 

Wie verteilt sich diese Summe auf die Ver- 
mögensabgabe und die Hypothekengewinn- 
abgabe? 

Wie hoch sind die Ablösungen im laufenden 
Wirtschaftsjahr? 
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4. Abgeordneter 

Rademacher 


5. Abgeordneter 

Börner 


6. Abgeordneter 

Dröscher 


7. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


8. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Gellersen) 


9. Abgeordneter 

Jahn (Marburg) 


Was hat der Herr Bundesverkehrsminister 
unternommen, um dem Zusammenbruch der 
Frachten in der Binnenschiffahrt — insbeson- 
dere auf dem Rhein — entgegenzutreten und 
die ihm in den §§29 und 30 des Gesetzes über 
den gewerblichen Binnenschiffsverkehr in der 
Fassung vom 1. Oktober 1953 (BGBL I S. 1456) 
gegebenen Möglichkeiten im Interesse der 
Gesamtordnung des Verkehrs und der Ver- 
kehrsträger auszuschöpfen? 


Ist die Bundesregierung bereit, baldmöglichst 
§ 48 der Straßenverkehrsordnung so zu än- 
dern, daß auch Krankentransportwagen, wenn 
es um Rettung von Menschenleben geht, ne- 
ben der Benutzung von Blaulicht und Martins- 
horn gesetzliche Geschwindigkeitsbeschrän- 
kungen überschreiten können? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Raum Kaiserslautern-Kusel in der Pfalz ame- 
rikanische Streitkräfte durch Gasgranaten 
Bürger gefährdet und geschädigt haben? 

Welcher Bereich imd wieviel Personen wurden 
betroffen? 

Wer kommt für die entstandenen gesundheit- 
lichen Schäden auf? 

Welche Maßnahmen wurden getroffen, um in 
Zukunft ähnliche Vorkommnisse zu verhin- 
dern? 


Warum gibt es auf der 71 km langen Strecke 
der Autobahn zwischen Darmstadt und Cam- 
berg keine Tankstelle? 

Liegen für diese Strecke Anträge auf Errich- 
tung von Tankstellen vor? 

Gibt es Anträge von Firmen, die billigeren 
„markenfreien" Treibstoff verkaufen wollen? 


Hält es der Herr Bundesernährungsminister 
im sachlichen Interesse und im Hinblick auf 
die Verwendung öffentlicher Mittel für richtig, 
daß in der amtlichen Veröffentlichung „Der 
Grüne Plan 1958" BLV Verlagsgesellschaft, 
München, Bonn, die Debatte des Bundestages 
ohne Wissen und Zustimmung der Redner 
einseitig gekürzt wiedergegeben worden ist? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach dem 
polnischen Redakteur Jaszunski das Einreise- 
visum in die Bundesrepublik verweigert wur- 
de, als er mit einer Journalistengruppe der 
UNESCO in die Bundesrepublik einreisen 
wollte, obwohl der Antrag auf Erteilung des 
Visums vom UNESCO-Sekretariat gestellt 
wurde? 
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Falls die Nachricht zutrifft: Welche Gründe 
haben die Bundesregierung bewogen, die Er- 
teilung des Visums zu verweigern? Auf welche 
Bestimmungen der §§ 7 und 9 des Paßgesetzes 
bzw. auf welche der Richtlinien, die der Herr 
Bundesinnenminister in der Fragestunde der 
125. Sitzung des Bundestages (2. Wahlperiode) 
bekanntgegeben hat, oder auf welche sonsti- 
gen Gründe ist die Ablehnung gestützt wor- 
den? 

10. Abgeordneter In welchem durchschnittlichen Turnus erwei- 
Dr. Friedensburg sen sich die Autobahndecken auf den beson- 
ders belasteten Abschnitten als erneuerungs- 
bedürftig, welcher Turnus wird im Jahre 1965 
zu erwarten sein, wie vergleichen sich diese 
Erfahrungen und Erwartungen mit gleicharti- 
gen Ergebnissen im Auslande — insbesondere 
in den Vereinigten Staaten — , und welche 
indirekten Kosten erwachsen dem deutschen 
Verkehr durch die Zeitverluste, die die stän- 
digen Bauarbeiten auf den Autobahnen ver- 
ursachen? 

Für den Fall, daß sich die Tiefbautechnik auch 
weiterhin als außerstande erweist, dauerhaf- 
tere Autobahndecken herzustellen: Welche 
verkehrspolizeilichen Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung den Ländern zu emp- 
fehlen, um wenigstens unnötige Verzögerun- 
gen im Autobahnverkehr zu verhüten, die 
insbesondere durch die unzureichende Moto- 
renausstattung der schweren Lastwagen, durch 
das langsame Fahren auf der Mitte oder wo- 
möglich der linken Seiie der Fahrbahn und 
durch das Innehalten übergroßer Abstände 
innerhalb der offenbar unvermeidbaren Ver- 
kehrsschlangen entstehen? 

11. Abgeordnete Wird sich die Bundesregierung auf Grund der 

Frau Dr. Rehling Empfehlung 174(1958) der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates dafür einsetzen, 
daß unter den gemäß Artikel V Absatz 3 des 
Statuts des Europäischexi Kulturfonds zu ko- 
optierenden Mitgliedern des Verwaltungs- 
rates 3 Delegierte der Beratenden Versamm- 
lung sind, deren einer der Vorsitzende des 
Ausschusses für Kulturpolitik und Publizistik 
sein sollte? 

12. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die in der 

Frau Dr. Rehling Empfehlung 175 (1958) der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates vorgeschlagenen 
Maßnahmen im Ministerkomitee nachdrücklich 
zu unterstützen, damit die Voraussetzung da- 
für geschaffen wird, daß dem Kulturfonds über 
den Pflichtbeitrag der Mitgliedstaaten hinaus 
Mittel zugeführt werden können? 

13. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung den einstim- 

Dr. Kreyssig migen Beschluß des 2. Deutschen Bundestages 

in seiner 181. Sitzung vom 14. Dezember 1956, 
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mit dem sie ersucht wurde, dem Bundestag 
alljährlich über den Fortgang der Arbeiten zur 
Schiffbarmachung der Mosel zu berichten, bis- 
her mihaditet? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, nachdem 
seit diesem Beschluß des Bundestages über 
zwei Jahre vergangen sind, dem Bundestag zu 
berichten? 


14. Abgeordneter Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
Brück nach Wiedereinführung der Geschwindigkeits- 

begrenzung in geschlossenen Ortschaften ge- 
macht in bezug 

a) auf die Einhaltung der Geschwindigkeit, 

b) auf die Zahl der Verkehrstoten, 

c) auf die Zahl der Verkehrsverletzten, 

d) auf den verursachten Sachschaden? 

Welche Erkenntnisse liegen bis jetzt vor über 
die Einführung der Geschwindigkeitsbegren- 
zung von 100 km auf der Autobahn zwischen 
Frankfurt (Main) und Mannheim? 


15. Abgeordneter Wird es von der Bundesregierung für tragbar 
Logemann gehalten, daß nach Diepholz versetzte Bundes- 

wehrfamilien bei Zuweisung von Wohnungen 
in Wohnblocks eingewiesen werden, die noch 
nicht bezugsfertig sind, so daß die Familien 
Wohnräume benutzen müssen, die wegen 
Mangel an Heizkörpern nicht beheizt werden 
können? 

Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten 
bekannt, die im Kern des Übels daran zu lie- 
gen scheinen, daß sich die Zuständigkeiten 
der am Bau beteiligten Behörden und Stellen 
(Ministerien, Wohnungsdezernate, Bauleitun- 
gen, Oberfinanzdirektionen, Standortverwal- 
tungen usw.) zum Teil über schneiden daß 
Lieferfristen und Bezugstermine kollidieren 
und — daraus folgend — die Soldatenfamilien 
ähnlich den aus der Zone eintreffenden Flücht- 
lingsfamilien vor einem Anfang stehen, der 
der neuen Garnison keine Ehre macht und 
über den berechtigt bewegliche Klage von den 
Betroffenen geführt wird? 

Wie gedenkt die Bundesregierung Abhilfe 
dieser Zustände zu schaffen? 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Dr. Serres der Empfehlung 167 (1958) der Beratenden 

Versammlung des Europarates betreffend die 
Erschließung der Erdgasquellen in der Nord- 
sahara mit den zuständigen europäischen und 
afrikanischen Regierungen Pläne für eine ge- 
meinsame Erschließung und Verteilung des 
sehr beträchtlichen Erdgasvorkommens in der 
Sahara zu erörtern? 
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17. Abgeordneter Welche Gründe waren iur das Bundesver- 

Dr. Besold kehrsministerium maßgebend, dunkle Auto- 

bahndecAcen den hellen vorzuziehen? 

Sind die Versuche und Erfahrungen schon so 
weit gediehen, daß eine Bevorzugung der 
schwarzen Autobahndecken gerechtfertigt ist? 

18. Abgeordneter Hat das Bundesfinanzministerium Verwal- 

Wehr tungsanordnungen gemäß § 213 Abs. 5 LAG 

betreffend die Anwendung des § 131 der Ab- 
gabenordnung erlassen? Welche sind diese? 

Ist in diesen Verwaltungsanordnungen vor- 
gesehen, daß Wasserverkehrs-lJnternehmen, 
bei denen die gleichen Bedingungen wie bei 
den gemäß § 18 LAG befreiten Unternehmen 
vorliegen, gleichbehandelt werden? 

Wird diesen Betrieben die Vermögensabgabe 
in voller Höhe erlassen? 

Wieviel Betriebe sind das und welche? 

Ist durch diese Handhabung den Wünschen 
des Ausschusses für den Lastenausgleich, die 
dieser anläßlich der Beratung der 8. und 9. 
Novelle zum LAG geäußert hat, tatsächlich 
und sinngemäß entsprochen? 

19. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 

Fall«r daß kleinen Gemeinden (z. B. Müllheim [Ba- 

den] ) nur mit Darlehen, nicht auch mit Zu- 
schüssen geholfen werden soll, wenn sie durch 
die Anwesenheit von Garnisonen der Streit- 
kräfte gezwungen werden, Abwasseranlagen 
zu bauen, die in ihrer Größe und ihren Kosten 
weit über das Maß dessen hinausgehen, was 
normalerweise in einer Gemeinde dieser Grö- 
ßenklasse notwendig wäre? 

20. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung: 

Ritzel 

Ist es richtig, daß Llersteller und Händler der 
Fernsehbranche eine Preissünderkartei an- 
zulegen beabsichtigen oder bereits angelegt 
haben, um sowohl in bezug auf die Fabrik- 
preise als auch in bezug auf die Verkaufs- 
preise eine absolute Preisbindung herbei- 
zuführen? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
wenn diese Mitteilung zutrifft? 

21. Abg-eordneter Sind der Bundesregierung die neuesten Er- 

Dr. Mende kenntnisse auf dem Gebiet der medizinischen 

Forschung über eingetretene Schäden durch 
Verabfolgung von Vigantol und anderen 
künstlichen Vitamin-D-Präparaten an Säug- 
linge bekannt? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung in Zusammenarbeit mit den Ländern 
aus den Erkenntnissen der modernen Kinder- 
heilkunde über Vigantolschäden zu ziehen? 
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22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Friedensburg Verwendung von Kunststoffen in der Beklei- 
dungsindustrie, insbesondere bei der Strumpf- 
fabrikation, bei sehr vielen Menschen zu 
schweren Hautentzündungen und damit zu 
ernsten Gesundheitsschädigungen führt, und 
was gedenkt die Bundesregierung, etwa durch 
Einführung eines Kennzeichnungszwanges, zu 
tun, um diese sich immer mehr verbreitenden 
Nachteile zu bekämpfen? 

23. Abgeordneter Ist die Äußerung des Herrn Bundesinnenmini- 

Sdimitt Sters, daß die Unterschiede in der Uniformie- 

(Vockenhausen) rung von Bundesgrenzschutz und Bundeswehr 

ein „beachtliches Problem" seien, so auszu- 
legen, daß der Herr Minister für eine Anglei- 
chung der Uniformen des Bundesgrenzschutzes 
an die der Bundeswehr eintritt? 

24. Abgeordneter Wann wird — im Hinblick darauf, daß nach 

Dr. Arndt dem Beschluß 1 BvR 510 des Bundesverfas- 

sungsgerichts vom 14. Oktober 1950 die Aus- 
übung von Strafgewalt „sicher" zu den Funk- 
tionen der reditspredienden Gewalt gehört 
und daß die Bundesregierung in der amtlichen 
Begründung ihrer Vorlage für ein Richter- 
gesetz die Ausschließlichkeit der Zuständig- 
keit der Richter für die Rechtsprechung be- 
jaht hat (Drucksache 516 S. 32) — die Bundes- 
regierung dem Beschluß des 2. Bundestages in 
der 136. Sitzung vom 21. März 1956 zu Um- 
druck 562 (Stenographischer Bericht S. 7046 C 
und 7062) und dem Beschluß des 2. Bundes- 
tages in der 227. Sitzung vom 29. August 1957 
zu Drucksache 3650 der 2. Wahlperiode (Steno- 
graphischer Bericht S. 13 521 C) entsprechen 
und dazu Stellung nehmen, ob die verfahrens- 
rechtlichen Bestimmungen der Abgabenord- 
nung, insbesondere ein Ausüben von Straf- 
gewalt durch Verwaltungsbehörden wie 
Finanzämter und Postämter, mit dem Grund- 
gesetz vereinbar sind? 

25. Abgeordneter Steht der Herr Bundesverteidigungsminister 

Wegener nach wie vor zu der in der Fragestunde am 

12. Dezember 1957 durch den Herrn Staats- 
sekretär Dr. Rust abgegebenen Erklärung, daß 
im Zuge der Neuordnung der Platzverhältnisse 
des Truppenübungsplatzes Senne auf das bun- 
deseigene, militärisch nicht voll ausgenutzte 
Übungsplatzgelände im Westteil der Senne 
zurückgegriffen werden soll und daß ein „Er- 
werb des außerhalb des Platzes im Osten zu- 
sätzlich beschlagnahmten Gebiets zu einer 
unerwünschten Verfestigung der in der Be- 
satzungszeit geschaffenen Verhältnisse" füh- 
ren würde? 

26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Gewandt praktische Handhabung der in Kraft getrete- 

nen Vorschriften über den Warenverkehr 
zwischen den Staaten des Gemeinsamen 
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27. Abgeordneter 

Gewandt 


28. Abgeordneter 

Gewandt 


29. Abgeordneter 

Riedel 


30. Abgeordneter 

Hansing 


31. Abgeordneter 

Ritzel 


Marktes für die Freihäfen zahlreiche Probleme 
aufgeworfen hat und vor allem die Regelung 
der Ausfuhrformalitäten bei überschreiten 
der Freihafengrenze in den Seehäfen zu Stok- 
kungen führt, weil verschiedene Behörden 
mit der Ausfuhrabfertigung befaßt werden? 

Ist das Bundesfinanzministerium zur Erleichte- 
rung der Einfuhrabfertigung in den Freihäfen 
geneigt, künftig auch die Kontrolle der 
Warenverkehrsbescheinigung den Freihafen- 
ämtern zu übertragen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung wegen der 
aus dem EVG-Vertrag ausgeklammerten Frei- 
häfen besondere Abmachungen mit den Part- 
nerstaaten zu treffen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Westdeutsche Rundfunk und der Norddeutsche 
Rundfunk in einer Sendung vom 13. Dezember 
1958, um 23r30 Uhr, die Bundesrepublik von 
einem Sprecher als „Rheinische Republik" be- 
zeichnen ließen und die Bemühungen von Bun- 
destag und Bundesregierung für Berlin als 
„ostlothringische" Hilfeleistungen deklarier- 
ten? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um bei den verantwortlichen Auf- 
sichtsgremien von NDR und WDR sicher- 
zustellen, daß künftig vorsätzliche Abwertun- 
gen von Legislative und Exekutive durch die 
Redaktionen der öffentlichen Rundfunkanstal- 
ten unterbleiben? 

Wer zeichnete für die fragliche Sendung ver- 
antwortlich? Ist der Betreffende zur Verant- . 
wortung gezogen worden? 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister wird um 
Auskunft darüber ersucht, ob bereits Ver- 
fahren auf Grund des § 2a des Wirtschafts- 
strafgesetzes im Bundesgebiet eingeleitet 
wurden und gegebenenfalls wie diese Ver- 
fahren ausgegangen sind. 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um das neu eingerichtete Autotransport- 
wesen der Bundesbahn mit wesentlich ver- 
mehrten Ein- und Ausladestationen auszu- 
statten? 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, 
die Hauptverwaltung der Deutschen Bundes- 
bahn zu veränlassen, auf den bis jetzt für den 
Autotransport erschlossenen Strecken eine vor 
Beginn der Bahnreise des Automobilisten 
stattfindende Verladung des Autos in ge- 
schlossenen oder offenen Güterwagen so 
rechtzeitig zu ermöglichen, daß der Reisende 
bei seiner Ankunft am ausländischen oder 
innerdeutschen Bestimmungsort seinen Wagen 
sofort zur Verfügung hat? 
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Sieht die Bundesregierung auch die Möglich- 
keit, die Einrichtung des Autotransports von 
bundesdeutschen Stationen nach Berlin durch- 
zuführen? 


32. Abgeordnete Stimmen die Pressemeldungen, wonach die 

Frau Nadig Sterblichkeit der Mütter während und kurz 

nach der Geburt des Kindes in der Bundes- 
republik auffallend hoch ist? 

Hat die Regierung Maßnahmen zur Unter- 
suchung dieser Frage veranlaßt, und sind evtl, 
schon Gegenmaßnahmen zur Minderung der 
Sterblichkeitsziffer getroffen? 


33. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
Dr. Brecht geben, ob bereits Ergebnisse — - oder wenig- 

stens vorläufige Ergebnisse — aus der im 
Jahre 1957 ergänzend zur Wohnungszählung 
veranstalteten Zusatzerhebung (sogenannte 
iVoige Interviewerhebung) über den Woh- 
nungsbedarf und die Wohnungs wünsche vor- 
liegen, und wenn ja, welche und warum sie 
bisher nicht veröffentlicht wurden und wann 
sie bekanntgegeben werden? 


34. Abgeordneter Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, die 

Schmitt Bestimmungen über den Verpflegungsmehr- 

( Vockenhausen) aufwand der bei der Lohnsteuer abzugs- 

fähigen Werbungskosten zu ändern, damit 
Arbeitnehmer, die in den Abendstunden im 
Anschluß an ihre Berufstätigkeit freiwillig 
einen Fortbildungskurs besuchen und erst da- 
durch länger als 12 Stunden von zu Hause 
abwesend sind, den Pauschbetrag für Ver- 
pflegungsauiwand in Anspruch nehmen 
können? 


35. Abgeordneter Unter Bezugnahme auf die Erklärungen des 
Rehs Herrn Bundesernährungsministers in der 

Fragestunde am 27. November 1958 frage ich 
den Herrn Bundesernährungsminister heute, 
welche Beträge von den damals genannten 
Summen seit Inkrafttreten der beiden Gesetze 
bis zum 1. Dezember 1958 

a) für Neusiedlungen gemäß BVFG, 

b) für die Übernahme bestehender Betriebe 
gemäß BVFG und 

c) für die Durchführung des SFG 

tatsächlich bewilligt und von den Ländern bei 
der Deutschen Siedlungsbank abgerufen wur- 
den, und ob dabei die in den Haushalts- 
gesetzen festgelegte und sich auch aus § 2 
des SFG im Zusammenhang mit § 41 des 
BVFG ergebende Relation der Neusiedlungs- 
mittel von 1 : 2 bei den tatsächlich bewilligten 
Mitteln eingehalten wurde. 
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36. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 

Felder daß sich gerade in Städten mittlerer Größe an 

den Samstagen mit 13-Uhr-Postschalterschluß 
völlig unhaltbare Zustände ergeben? 

Kann nicht wenigstens durch die beschleunigte 
Einrichtung von Automaten für den Fern- 
sprech- Wählverkehr in solchen Städten eine 
gewisse Abhilfe geschaffen werden? 

37. Abgeordneter Weiche Zeitspanne ist im Rahmen des Stra- 

Felder ßenbauprogramms des Bundesverkehrsmini- 

steriums für den Ausbau der Strecke vom 
Nürnberger Kreuz nach Tennenlohe und da- 
mit zum Anschluß an die bereits vierspurig 
befahrbare Bundesstraße 4 zwischen Tennen- 
lohe und Erlangen vorgesehen? 

Ist bei den Planungen zum weiteren Ausbau 
der Bundesstraße 8 schon eine Entscheidung 
in der Frage der Ortsumgehungen von Lan- 
genzenn und Emskirchen getroffen worden? 

38. Abgeordneter Hält es der Herr Bundesverteidigungsminister 

Felder im Rahmen der Haushaltsmittel und mit dem 

Grundsatz sorgsamster Verwendung des 
Steueraufkommens für vertretbar und verein- 
bar, wenn bei der Gebirgsjäger-Garnison Bad 
Reichenhall auf eine Gesamtstärke von etwa 
750 Soldaten annähernd 100 Vertragsange- 
stellte treffen? 


Bonn, den 15. Januar 1959 
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